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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und Fraktion (AfD) 

Bayerische Unternehmen vor einem weiteren Bürokratiemonster schützen:  
Nein zur EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD)! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf allen Ebenen gegen die Umsetzung der 
EU-Richtlinie 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unter-
nehmen einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Anfang 2023 hat Brüssel mit der EU-Richtlinie 2022/2464 zur Nachhaltigkeitsberichter-
stattung Corporate Sustainability Reporting (CSRD)1 ein weiteres Bürokratiemonster 
losgelassen, welches einen massiven Erfüllungsaufwand von bayerischen Unterneh-
men erfordert, deren Lieferkettendiversität und internationale Wettbewerbsfähigkeit im-
mens schwächt, kleinere und mittlere Betriebe wieder einmal insbesondere belastet, 
und die geplante „grüne“ Zwei-Klassen-Zinswirtschaft vorantreibt. 

Die neue Regelung wird sukzessive verschärft und zwingt größere Unternehmen mit 
500 Mitarbeitern ab 2024, mit 250 Mitarbeitern ab 2025, und ab 2026 sogar kapital-
marktorientierte kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit nur 10 Mitarbeitern, detail-
lierte nicht-finanzielle Rechenschaftsberichte unter anderem dahingehend zu veröffent-
lichen, inwiefern sich ein Unternehmen dem Pariser Klimaabkommen unterwirft oder ob 
es die Frauenquote erfüllt. 

Die Umsetzung des CSRD auf nationaler Ebene wird unter anderem folgende nachtei-
lige Auswirkungen haben: 

Durch die Ausweitung des Geltungsbereichs wird sich allein in Deutschland die Zahl 
der berichtspflichtigen Unternehmen dramatisch von 500 auf 15 000 verfünfzehnfa-
chen.2 KMU werden von Anfang an von der neuen Regelung betroffen sein, da größere 
Unternehmen ihre Zulieferer, z. B. bayerische Kfz-Betriebe, in die Verantwortung neh-
men werden müssen.3 

Die CSR-Richtlinie benachteiligt mittelständische Unternehmen überproportional, da 
diese sich eigene Compliance-Abteilungen wie Großkonzerne einfach nicht leisten kön-
nen. 

Unerträgliche Komplexität: Unternehmen müssen nun unfassbare 400 Seiten neuer Re-
geln zur Nachhaltigkeitsberichterstattung überblicken.4 

Die Nachhaltigkeitsberichte müssen von einem Abschlussprüfer oder einem Drittdienst-
leister abgenommen werden, wobei die Prüfungsstrenge sukzessive verschärft wird. 

                                                           
1 EU Lex (2023). Richtlinie (EU) 2022/2464. 
2 Eckhardt P. (2023). Die neuen EU-Berichtspflichten zur Nachhaltigkeit. cep. 
3 Krüdewagen G. (2023). Kritik an neuen CSR-Berichtspflichten. IHK Nord Westfalen. 
4 Jäckel S. (2022). Zeit für echten Wettbewerb um Bürokratieabbau. BDI. 
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Die Komplexität und der Prüfungszwang wird die nicht wertschöpfende Beratungsbran-
che noch weiter aufblähen. 

Da die EU-Richtlinie auf die Einhaltung eigener europäischer Nachhaltigkeitsberichter-
stattungsstandards besteht, die sich von internationalen Standards unterscheiden, wer-
den deutsche Exporteure nun zu einer doppelten Berichterstattung gezwungen.5 

Analog zum nationalen Lieferkettengesetz wird die EU-Richtlinie bayerische Unterneh-
men zum Rückzug aus vielen Lieferländern drängen. 

Führende Wirtschaftsverbände und Forschungsinstitute warnen vehement vor der Um-
setzung der CSR-Richtlinie in Deutschland, darunter: IHK München und Oberbayern, 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw), Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA), Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK), Bundes-
verband der Deutschen Industrie (BDI) und Centrum für Europäische Politik (cep) Frei-
burg. 

 

                                                           
5 Wünnemann M., Selter A. (2022). Europäisches Nachhaltigkeitsreporting (CSRD). BDI. 



(Allgemeine Heiterkeit – Thomas Huber (CSU): Da ist fast keiner mehr da! Da 

sind nur noch zwei da!)

Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/26246 mit 18/26249 und 18/26340 

werden im Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils zuständigen federführen-

den Ausschuss verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am Ende der Tagesordnung. Ich wün-

sche einen guten Nachhauseweg. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 17:10 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, 
Uli Henkel und Fraktion (AfD) 
Drs. 18/26248 

Bayerische Unternehmen vor einem weiteren Bürokratiemonster schützen: Nein 
zur EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD)! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Dr. Hubert Faltermeier 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung hat den 
Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner  
93. Sitzung am 9. Februar 2023 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: kein Votum 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 74. Sitzung am 23. März 
2023 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel 
und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/26248, 18/28257 

Bayerische Unternehmen vor einem weiteren Bürokratiemonster schützen:   
Nein zur EU-Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD)! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Eine Gegenstimme 

vom Kollegen Swoboda. Stimmenthaltungen bitte ich anzuzeigen. – Enthaltungen von 

den drei weiteren fraktionslosen Kollegen Plenk, Klingen und Bayerbach. Meine 

Damen und Herren, damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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